
der Abgeordneten � � t1i L ) 1;.. {li k-&.;rl 
und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetz, mit c:iem das 
Fernmeldeinvestitionsgeset.z wiefo1qt geändert wlrd 
(FMIG-Novelle 1994): 

XDtGP.-NR 
o/6 -/A 

22. Nov. 1994 

"Der Nationai.ratwolle .beschließen; . das 

rernlT\eldeinvestitionsg�setz/ aGBl •. N.r . 312/1971 , zuletzt geändert 

durch das Bundesgesetz., BGBLNr. 691/1991, wie folgt zu�ndern: 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

DasFernmeldeinvestitionsgesetz, BGB1.Nr. 31211971; zuletzt gsin-· 
dert durch das Bundesgesetz, SGBl.Nr. 69l11991, wirc:rwie folgt 
geändert:. 

1. § 1 Ahs. 1 lautet: 

1I (1) Der Bundesmj"nister fürö.ffentliche Wirtschaft und Verkehr · 
., ., :" . ., � 

wird ermächtigt, im Einvernehmen mit· d.em Bundesminister für 

Finanzen 

1. in den Jahren 1964 bis 1993 zur &rweiterung und Erneuerung des 
österreichischenrernsprech-, 

. 

Datenvermittlunqs
'
-, . Fernschreib­

und Funknetzes sowie zur Beschaffung von Kraftfi!lhrzeugen, Meß­

geräten und Werkzeuqen, zur Durchführung allgemeiner Hochbau;.. 

vorhaben für den Fernme.ldedienst, zur ErriC:l1tungkOmbinierter 

Post- undFernmeldebauteri undfür aonstigeInveatitionen nach 

Maßgabe des rernmeldeantells, ab dem Jahre 1988 zur DurcnfUh­
rungvon Hoc:h.bauvorha.ben fÜr den Post- un,d .l?oatautodienst 

sowie .a.b· dem Janre 1991 ;Ur die übrigen Investitionen im Pos�-
_ .  . 

und postaut6dlenst oei denhi�fürin Frage kommenden Unter:-

nehmungen Bestellungen im Höch'ataüsmaß von203700Millionen 

Schillirig z� vergeben; 

'. - �, . 
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2. in den Jahren 1994 bis 1995 z\lrDurchführung der in Z.'l ge­

, nannten Vorhaben bei den hiefür in Frage kommenden Unter­

nehmungen Bestellungen im Höchstausmaß von 38 000 Millionen 

Schilling zu vergeben� 

2. § 2 Abs. 1 laut.et: 

U(l} Zur Begleichung der von den Unternehmungen vorgelegten 

Rechnungen sind jene,Mehreinnahmen an Fernsprechgebühren zu ver-

wenden, die 

in,den, Jahren· 1965 bia 19,67Uber den Betrag von 
1 680 Millionen schilling, 

in den Jahren 1968 bia 1971 über den Betrag von 

, 2000 Millionen Schilling, 
im Jahre 1972 über den Betrag von 2 500 Millionen Schilling, 

im Jahre 1973 über den Betrag von 2 700 Millionen Schilling, 

im Jahre 1974 über den Betrag von 3 000 Millionen Schilling, 

im Jahre 1975 über den Betrag von 3 300 Millionen Schilling 
"und ,in

'
den Folgejahren über den Betrag hinaus anfa.llen, der in 

den Jahren 1976 und 1977 einem Satz von 47,5 vH, im Jahre 1978 
einem Satz von 5S vli, im Jahre 1979 einem Satz von 63: vH, 'in dem 
Jahren 1980 bis,1982 einem Satz von 66vH# in den Jahren 19$3 bis 

" .  . 

1986 einem Satz von 60 vii, inden Jahren 19B7bfs 1990eiriem Satz 
VOn 66, vR, in den Jahren 1991 bis 19.94 einem Satz von 68 vH und 
im Jahre 1995 einem Satz von' 66 vHder ;jährlichen Ges.&.mteinnahmen 
an FernsprechgebUhx:en" entspricht. I� Höhe dieser Mehreinnahmen -

die in cien Bundesvoranachlägen bei Kapitel 78 getrennt zu ver-

anschlagen sind - sindgleich'hohe zweckgeb\lndene Ausgabenansätze. 

bei Kapitel 78 vorzusehen.,j 

Artikel II 

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jä�ner 1995 in Kraft. 

In formeller Hineicht wird ersucht, diesen 'Antrag dem 
--

46/A XIX. GP - Initiativantrag  (gescanntes Original)2 von 4

www.parlament.gv.at



- 3 -
B e q r ün ci U n g  

Um die Nach�rage nach modernen %ukunftsweisenden Kornmunikations- . 

einrichtungen abdecks1') %u können, die im Hinblick aufdle EU eine 
der Voraussetzungen zur Stärkung derWettbewerbsfä.higkeit der 
österreichische.n wirtschaft sind, wurden im Rahmen derFMIG�Gebarung 

in den Jahren 1991 bis 1993 Investitionsmittel im Ausmaß von 

52 681 Mille S aufgewendet. Um den betriebswirtschaftli.ch notwetldigen 

zügigen weiteren Ausbau des elektronischen digitalen Vermittlungs:­
systems sowie den weiteren Au.sbaudes MObilfunks und einer modernen 

'I'elekom.munikationsinfrastruktur(u.a. 'l'elekommunikations-Highways) 

zu gewährleisten, sind für die Jahre 1994 und 1995 Investit,j,ons­
!i'l.lsgaben von insgesamt 38 000 Millionen S(jährlich 190 00 Millionen 
S) vorgesehen. 

Zur finan2iellen Abdeckung dies es Investitionsbedarfes ist, ,mter 
Bedachtnahme auf den Anstieg des aushaftenden] Fremdkapitals und die 

steigende Zinsenbelastung, die Anhebung des ziweCkbind.ungSSChlüssel.s 
im Jahre 1995 al,lf 34 % unbedingt erfOrd.erliC�

I
. 

i I 

I 
I 

I 
I. 
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F i n a n z i e 11 e 

- 4 - I 

A u . wir k u n ge n I 
i 
I 
I 

Im Hirtblick auf den an�a1tend hohen Investieiortsbedarf s inh für den 

Novel1ierungsz�ittaum 1994 bis 1995 trotz Anlegun9 eines ähßerst . - . . i 
s�re�gen Maßstabes ari sp��sam�e1t InvestitionsaUSgabe� v�n138 000 
Mllllonen S vorgesehen (Jährllch 19 000 Millionen Schllllng). . 

. 
. . . I .  . 

Damit solIder weitere Ausbau und die Fortsetzung der Modernisierunq 

des 'I'elekommunikationswesens in österreich 

gleichzeitig ein Beitrag zur Erhaltung und 

WirtschaftsstandortesÖsterreich geleistet 

siehe�gestellt �nd 
Attraktivierung des 

werdEm • 

I . · 1 · 
Bei einer Beibehaltung des bisherigen ZweckbindungsschlUss.ls von 

:32 % auch für das Jahr 1995 wUrde sich angesichts des hoheb notwen-

digen Investitionsvolumens und des schon hohen Schu1denstandes der 
Post eine bereits kritische Zinsenbelastung sowie �ih unzumutbares 

Absinken des Eigenkapitalanteiles ergeben. Daher wird die Zweck.­
bindung für Investitionsausgaben für das Jahr 1995 mit 34% der 

FernsprechgebUhreneinnahmen festgesetzt. 

Durch die Neuregelung kann einem zu starken Ansteigen des Fremd­

kapitalanteiles ent gegengewi rl<t und gleichzeitig ein Beitrag zur 
Konsol idierungdes B'i.mdeshaushaltes durch eine weiterhin hohe 

Ablieferung an das Budget im Jahr 1995 ge lei stet werden. 

I 

\' 
lJ 
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